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750 Gemälde-wo sind die anderen Schätze?
Propaganda mit zurüdegegebenen Kunstwerken — Der Hintergrund
In  den letzten Märztagen gab der sowjetische Ministerrat 

überraschend die Freigabe der bei Kriegsende aus der Dres­
dener Gemäldegalerie verschleppten Kunstwerke bekannt. Etwa 
200 dieser jetzt genannten 750 Gemälde hatte man in der 
Leningrader Eremitage und anderen Sowjetmuseen bereits kata­
logisiert, mehr als 500 wurden vorher von den Sowjets niemals 
als gerettet zugegehen. Kund 300 weitere Gemälde, deren Ab­
transport aus der Dresdener Galerie einwandfrei festgestellt 
worden ist, bleiben verschwunden. M it ihnen aber zahllose 
Kunstschätze aus Berlin, Weimar, Potsdam, Leipzig und ande­
ren Zonenstädten. Unermeßlicher Privatbesitz an Kunstgütem 
tauchte in den Jahren 1948—1952 plötzlich in sowjetischen 
Museen und Ausstellungen auf. Warum ist nun — entgegen 
dem sonstigen Schweigen — um die 750 Dresdener Gemälde, 
die erfreulicherweise zurüekgegeben wurden, ein solcher Propa­
gandarummel gestartet worden.

W ie es in der TASS-Erklä- 
rung heißt, ist die Freigabe der 

'als Kriegsbeute betrachteten 
Gemälde auf Grund von Ver­
handlungen mit sowjetzonalen 
Stellen erfolgt. Tatsache ist, daß 
diese Stellen von der Rückgabe 
fast nichts erfahren haben. 
Ebenso waren viele Dresdener 
nicht schlecht erstaunt, als plötz- 
i lieh in allen SED-Zeitungen Ar­
tikel jenes „Armeegeneral I. 
Petrow“ auftauchten, der die 
Dresdener Kunstsehätze „geret­
tet“ haben will.

D ic h t u n g  u n d  W a h r h e i t
Hier die Erklärung Petrows: 

Bei der Eroberung des zerstör­
ten Dresdens habe man festge- 
stellt, daß alle Gemälde an einen 
unbekannten Ort gebracht und 
dort in verminten Höhlen ver­
steckt worden seien. Unter 
furchtbarer Gefährdung hätten 
Sowjettruppen ganze Höhen­
züge entmint und die in feuch­
ten, stickigen Katakomben un­
tergebrachten Kunstschätze aus 
Konservierungsgründen in die 
Sowjetunion verbracht. Von An­
fang an sei klar gewesen, daß 
es sich dabei nur um eine 
schützende Aufbewahrung zu 
treuen Händen handeln sollte.

1945 sah es so aus: Ein Spe­
zialkommando des Armeekom­

mandos Konjew verfrachtete 
sämtliche erreichbaren Ange­
stellten und Restauratoren der 
Dresdener Gemäldegalerie auf 
Lastwagen und fuhr mit ihnen 
an einen unweit gelegenen Ort, 
wo man an Hand original ge­
fundener Pläne den Zugang zu 
den verlagerten Gemälden fand. 
Sie zeigten, daß die Kunstwerke 
in einer Reihe erzgebirgischer 
Schlösser lagen. Von Minen und 
sonstigen Gefahren war nicht 
die Rede.

Dann wurden sämtliche über 
1000 Gemälde mit Güterwagen 
eines sowjetischen Lazarett­
zuges nach Leningrad gebracht

Als man 1948 dahinterkam, 
daß viele der als Kriegsbeute 
verlorenen Gemälde in Sowjet­
katalogen als „Besitz" dieses 
und jenes Museums erschienen, 
wagten sowjetzonale Kunst­
experten, bei den Sowjets vor­
stellig zu werden. Sie erhielten 
knappe Dementis, des Inhalts, 
daß besagte Gemälde zum größ­
ten Teil „durch Kriegseinwir­
kungen veriorengegangen“ wä­
ren.

Noch als man aus Propaganda­
gründen an den Wiederaufbau 
des Dresdener Zwingers und 
anderer zerstörter Kulturstätten 
ging, war an eine Rückkehr der

„Sixtinischen Madonna“ und 
anderer W erlce nicht zu den­
ken. Um so erfreulicher ist es, 
daß 750 Gemälde jetzt zurück- 
gegeben werden.

Was gab den Aussehlag?

A r g u m e n t e  f ü r  „ K u l t u r *  
g e s p r ä e h “

In  Deutschland war die SED 
mit ihren „gesamtdeutschen" 
Bemühungen festgefahren! Es 
nützte nichts, daß sich Kultus­
minister Becher selbst in West­
berliner Bierlokale setzte, daß 
man versuchte, westdeutsche 
Künstler durch Höchstgagen für 
eine SED-Schaustellung zu ge­
winnen. Als die SED im Januar 
dieses Jahres versuchte, inter­
national anerkannte Gelehrte 
nach Dresden zu verpflichten, 
wurde von der westlichen Fach­
welt erneut die Frage nach den 
verschwundenen Dresdener 
Kunstschätzen gestellt.

Die Freigabe ist den Sowjets 
gewiß nicht leicht gefallen. 
Wenn sie es trotzdem taten, so 
zeigt das, was ihnen das „ge­
samtdeutsche Gespräeh auf dem 
kulturpolitischen Sektor" wert 
erscheint.

W o  b ie ib t  d a s  a n d e r e ?
Vieles andere bleibt ver­

schwunden. Taucht es eines 
Tages vielleicht unter gleichen 
Aspekten auf? Es ist bekannt* 
daß sich in den Wohnungen 
leitender Ostberliner Funktio­
näre wertvollster Museumsbesits 
befindet. Sowjetische Komman­
danten nahmen sich in den Jah­
ren bis 1949 unersetzliche Ge­
mälde mit. Vieles, was heut« 
angeblich „den Bomben zum 
Opfer gefallen ist“ , war in 
Wirklichkeit lange vor den 
Luftangriffen verlagert und 
hängt heute irgendwo als streng 
gehüteter Sowjetbesitz.
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Aber wo 
fängt man an?

DT. Nach der Ratifizierung 
der Pariser .Vertrage durch 
Frankreich und die Bundesrepu- 
b lik r hat eine außerordentlich 
lebhafte diplomatische Aktivität 
eingesetzt. Sie spielt zwischen 
Moskau und Wien, zwischen 
Moskau und den Westmächten, 
innerhalb der Westmächte, — 
und ganz am Bande ist auch 
die Bundesrepublik an ihr be­
teiligt. Alle diese diplomatischen 
Bemühungen gelten einer neuen 
Viererkonferenz.

In der Bereitschaft zu einer 
solchen Konferenz stimmen 
heute Moskau, Washington, 
London, Paris und auch Bonn 
überein. Noch keine Klarheit 
besteht jedoch über den Zeit­
punkt und die Aufgabe, die der 
Konferenz gestellt werden soll. 
An Themen fehlt es wahrhaftig 
iiicht: Deutschland, Österreich, 
der Ferne Osten, die europäische 
Sicherheit, das Abrüstungspro­
blem, die Atombombe, um nur 
die wichtigsten zu nennen.

M o s k a u s  D r a n g  zum G e s p r ä c h

Für die Westmächte ist es ein 
seit langem ausgesprochenes 
Ziel, irgendwann zwischen der 
Ratifizierung und der Verwirk­
lichung der Verträge zu einer 
neuen Konferenz mit Moskau zu 
gelangen. Die Sowjets hatten 
ursprünglich eine solche Konfe­
renz „nach“ der Ratifizierung 
als sinnlos bezeichnet.

Später schlich sich dann in die 
sowjetische Sprache das W ort 
„Verwirklichung“ ein. Das sollte 
offenbar bedeuten, daß nach der 
verbesserten Auffassung Mos­
kaus das entscheidende Hinder­
nis für Verhandlungen über die 
Deutschlandfrage erst mit der 
Verwirklichung der Verträge 
beginne.

So heißt es z. B. jetzt auch 
in einem Kommentar der 
„Prawda“ zu dem Interview, das 
der französische Ministerpräsi­
dent Faure dem sowjetischen 
Blatt gewährte, „daß die Rati­
fizierung u n d  die Verwirk­
lichung der Pariser Verträge in 
Europa eine neue Lage schaf­
fen würden“. In  ähnlichem 
Sinne wird im Leitartikel des 
gleichen Blattes am gleichen 
Tage gesagt, solange die Pari­
ser Verträge noch nicht in 
Kraft getreten u n d  wirksam

geworden seien, sei es „immer 
noch möglich, den Gang der Er­
eignisse aufzuhalten und den 
W eg zum Kriege zu blockieren“.

Was hier auf gehalten werden 
soll, das ist nun nicht etwa ein 
Krieg, den weder Moskau noch 
der Westen wollen, sondern das 
'sind noch immer die Pariser 
Verträge — selbst noch in die­
sem weit vorgeschrittenen Sta­
dium.

D a s  ö s t e r r e ic h is c h e  „ M o d e l l “

Moskau ist also sichtbar be­
müht, eine Viererkonferenz noch 
vor der Verwirklichung der 
Verträge herbeizuführen. Auch 
die Meldungen, daß Moskau mit 
einer Viererkonferenz über welt­
politische Probleme einverstan­
den sei, aber die Behandlung 
der deutschen Frage ablehne, 
falls die Bundesrepublik mit der 
Verwirklichung der Verträge 
beginnen sollte, läßt einen so­
wjetischen Druck auf einen 
Konferenztermin v o r  der Ver­
wirklichung der Verträge er­
kennen.

Alle diese sowjetischen Erklä­
rungen sind weder über­
raschend, noch bedeuten sie 
eigentlich einen Stellungswech­
sel. Sie wollen wahrscheinlich 
mit einigem Nachdruck zur 
Kenntnis geben, daß Moskau 
über die großen weltpolitischen 
Probleme zu sprechen bereit sei, 
aber nach der Verwirklichung 
der Verträge n i c h t  m e h r  
über die Deutschlandfrage — 
wenigstens zunächst nicht. Ein 
Niemals gibt es nämlich nicht 
in der Politik.

Deutlich genug ist dabei sicht­
bar geworden, daß Moskau zu­
nächst und vor allem an der 
österreichischen Frage inter­
essiert ist. H ier wird auch in 
dem großen diplomatischen 
Zwischenspiel, das wir jetzt er­
leben, der erste konkrete 
Schritt mit dem zum 11. April 
vorgesehenen Besuch des östei’- 
reichischen Bundeskanzlers Raab 
und seines Außenministers F ig l 
in Moskau erfolgen. Diesem Be­
such sind diplomatische Ver­
handlungen zwischen Moskau 
und Wien vorausgegangen, in 
denen die Sowjets mit der Be­
reitschaft zur Unterzeichnung 
des Österreichischen Staatsver­
trags die Forderung nach Ver­
einbarungen der vier Mächte 
zur Verhinderung eines neuen 
Anschlusses an Deutschland Und 
zur Sicherung der Bündnis- 
losigkeit Österreichs verbanden.

Moskau möchte, daß nicht nur 
Österreich, sondern auch die 
vier Mächte sich ausdrücklich 
auf den Status einer Neutrali­
sierung Österreichs verpflichten. 
Eine solche Garantie, die einer 
dauernden Beschränkung der 
österreichischen Selbständigkeit 
und Handlungsfreiheit gleich­
kommen würde, scheinen indes­
sen die Westmächte bisher nicht 
geben zu wollen.

Es ist noch keineswegs sicher, 
oh die sowjetische Politik unter 
annehmbaren Umständen ernst­
haft und an erster Stelle wirk­
lich den Abschluß des öster­
reichischen Staatsvertrages will. 
Sicher aber ist, daß sie mit dem, 
-was sie Wien anbietet, sozu­
sagen das sowjetische „Modell“ 
für die Lösung der Deutseh­
landfrage öffentlich vorführen 
und erproben w ill: nämlich den 
prompten Abzug aller Be­
satzungstruppen und die von 
allen Mächten garantierte Bünd- 
nislosigkeit.

Diese Lösung würde selbst­
verständlich den Verzicht auf 
die Verwirklichung der Pariser 
Verträge einschließen.

H a r t e  G e g e n sä t z e

Wenn es also, selbst nach Ab­
schluß des österreichischen 
Staatsverträges, in dem von den 
Sowjets erstrebten Zeitpunkt zu 
einer Erörterung der Deutsch­
landfrage kommen sollte, dann 
werden sich die östliche und die 
westliche Position sehr hart ge­
genüberstehen.

Es ist heute schwer anzuneh- 
men, daß dann der Westen auf 
die Verträge, oder Moskau auf 
das Pfand der Zone verzichten 
oder auf andere Weise ganz 
neue Entscheidungen möglich 
werden. Immerhin aber werden 
die beiderseitigen Positionen bis 
zu einem bisher noch nicht er­
reichten Punkte geklärt werden 
können.

Wahrscheinlich behält dann 
der Bundeskanzler recht, der 
dieser Tage erklärte, daß die 
Wiedervereinigung nur inner­
halb einer allgemeinen Entspan­
nung der Ost-West-Beziehungen 
möglich sei. Man müßte also, so 
folgerte er, an ein umfassendes 
Übereinkommen der beiden 
Mächteblocks denken.

A b e r  w o  f ä n g t  m a n  
a n , um eine ost-w'estliche Ent­
spannung herbeizuführen? Am 
besten sicher überall,



Bundestag nach Berlin?
Bonn (D PA). Der deutsche 

Bundestag wird voraussichtlich 
am Tage der deutschen Einheit, 
am 17. Juni, in Berlin zu einer 
Sondersitzung zusammentretcn. 
Auf einer Sitzung des Ältesten­
rates in Bonn wurde der Ge­
danke von allen Parteien be­
grüßt. Eine endgültige Ent­
scheidung ist noch nicht ge­
fallen.

5000 DM  Belohnung
Berlin (Eigenmeldung). Der 

Polizeipräsident hat eine Be­
lohnung von 5000 DM für Hin­
weise ausgesetzt, die zur Er­
greifung des Attentäters führen, 
der an den FDP-Landesvor- 
sitzenden Schwennicke ein 
Sprengstoffpaket geschickt hat.

NATO-Aufnahme Anfang Mai
A l l e  V o r b e r e i t u n g e n  s i n d  g e t r o f fe n

Paris (Eigenbericht). Der Mi­
nisterrat der Nordatlantikpakt- 
Staaten wird zwischen dem 2. 
und 10. Mai in Paris zusammen­
treten. Den vorläufig einzigen 
Programmpunkt bildet die Auf­
nahme der Bundesrepublik. Die­
ses Ereignis wird mit einem 
feierlichen Akt unter Hissung 
der deutschen Farben als der 
15. Fahne vor dem Hauptquar­
tier in Louveciennes begangen.

Bonn wird — wie alle ande­
ren NATO-Regierungen — schon 
demnächst- durch eine kleine 
Gruppe von Militärs vertreten 
sein, und zwar unter Führung 
von General Speidel. Diese 
Gruppen stellen die Verbindung

Neue Lage fordert neue Politik
W ie d e r v e r e in ig u n g  d u r d b  in t e r n a t io n a le  E n t s p a n n u n g

Bonn (Eigenmeldung). Bundes­
kanzler Dr. Adenauer hat er­
klärt, überall in der W elt müß­
ten jetzt neue Konzeptionen 
entwickelt werden, die der ver­
änderten Lage, die nach An­
nahme der Pariser Verträge 
durch Frankreich geschaffen sei, 
Rechnung tragen. Nach Auffas­
sung Adenauers ist schon jetzt 
zu erkennen, daß das Ziel aller 
Überlegungen sein werde, eine 
Entspannung zwischen Ost und 
West herbeizuführen.

Im  Rahmen einer solchen 
großangelegten politischen und 
diplomatischen Politik der Ent­
spannung, so fügte Adenauer 
hinzu, werde sich auch die W ie­
dervereinigung Deutschlands 
vollziehen.

Fahrpreisermäßigung 
für Zonenbewohner
Berlin (Eigenmeldung). Der 

Bundestagsausschuß für Ge­
samtdeutsche und Berliner 
Fragen hat nach dreitägigen 
Beratungen eine Reihe von Be­
schlüssen gefaßt. Vor allem 
wird er dem Bundestag Vor­
schlägen, Berlin und Bonn zum 
Amtssitz des Ministeriums für 
gesamtdeutsche Fragen zu er­
klären.

Die Bundesbahn soll ersucht 
werden, Besuchern aus der So­
wjetzone bei der Rückfahrt in 
ihre Heimat verbilligte Rück­
fahrkarten zu gewähren.

Ferner hat der Ausschuß be­
schlossen, dem Bundestag die

Ausschreibung eines inter­
nationalen Ideenwettbewerbs für 
den Wiederaufbau Berlins vor­
zuschlagen. Dafür sollen insge­
samt 420 000 DM bereitgestellt 
werden. Ein Teil des Betrages, 
und zwar 60 000 DM, soll für 
Pläne zur Neugestaltung des 
Reichstagsgebäudes ausgegeben 
werden.

zwischen dem Oberkommando 
und den Regierungen der M it­
gliedstaaten her.

Für den Anfang ist die Ent­
sendung von 40 bis 60 Offizieren 
in das Hauptquartier vorge­
sehen, sie sollen sich m it den 
Dienstvorschriften sowie mit 
den technischen und geistigen 
Methoden der Atlantikführung 
vertraut machen, ehe sie als in­
ternationale Offiziere in ihre 
Dienststellen eingeteilt werden.

Im NATO-Hauptquartier sind 
gegenwärtig 400 derartige Offi­
ziere tätig, davon 170 Amerika­
ner, 90 Briten, 70 Franzosen» 
35 Italiener.

Von den deutschen Verbänden 
wird wie bei den anderen kon­
tinentalen Mitgliedstaaten rund 
ein Drittel „integriert“  sein, das 
heißt stets der Befehlsgewalt des 
Hauptquartiers zur Verfügung 
stehen. Die militärische Aus­
rüstung wird für die deutschen- 
Landtruppen zu SO Prozent von 
den USA geliefert, für die Lu ft­
flotte und Marine fast vollstän­
dig von den Verbündeten, bis 
die deutsche Rüstungsindustrie 
sich an der Herstellung moder­
ner Waffen beteiligen kann.

DRIi-Präsident bei Puschkin
Bonn (AP). Der Präsident des 

Deutschen Roten Kreuzes, Dr. 
Weitz, und der Leiter des DRK- 
Suchdienstes, Dr. Wagner, hat­
ten in Berlin eine Unterredung 
mit dem sowjetischen Botschaf­
ter Puschkin über die Frage des 
Zusammentreffens von Vertre­
tern dos D R K  und des sowje­
tischen Roten Kreuzes. ' Weitz 
gab nach der Besprechung der 
Zuversicht Ausdruck, daß die 
seit längerer Zeit laufenden Be­
mühungen um Rot-Kreuz-Ver­
handlungen nunmehr bald Er­
fo lg  haben worden. Er will mit 
dem Sowjetischen Roten Kreuz 
Besprechungen über das Pro­
blem der Gefangenen und Ver­
mißten führen.

„Unteilbares Deaischlanä" 
w ill  hervortreten

Bonn (DPA), 
vorbereitenden 
Kuratoriums 
Deutschland“ z

Nachdem die 
Arbeiten des 

„Unteilbares 
i Ende sind,

wird die Bewegung jetzt mehr 
an die Öffentlichkeit treten als 
bisher.

Die Arbeit des Kuratoriums 
wird sich in diesem Jahr 
zunächst besonders auf die 
Schiller-Gedenkfeiern und auf 
das Gedenken der zehnjäh­
rigen Wiederkehr der Teilung 
Deutschlands konzentrieren.

Landsmannschaften-Treffen
Berlin (Eigenmeldung). Zum 

10. Jahrestag der Vertreibung 
der deutschen Bevölkerung aus 
den Ostgebieten werden alle 
deutschen Landsmannschaften 
im Juli in Berlin ein Treffen 
abhalten. Die Beteiligung west­
deutscher Landtage ist vor­
gesehen.

Disziplinarverfahren
Bonn (AP). Bundesinnenmini­

ster Dr. Schröder hat gegen 
den ehemaligen Feldmarschali 
Sehörner ein förmliches Diszi­
plinarverfahren wegen Ver­
dachts schwerer Dienstvergehen 
mit dem Ziel der Aberkennung 
seiner Pensionsrechte eingeleitet.



Verkehrsschikanen werden nicht hingenommen
Westliche Abwehrmaßnahmen gegen Pankows Straßenzoll

Berlin (Eigenmeldung). Der Straßenzoll, den Pankow seit 
dem 1. April von allen Westberliner und westdeutschen Fahr­
zeugen erhebt, die in der Sowjetzone liegende Straßen be­
fahren, hat von westlicher Seite energische Abwehrmaßnahmen 
ausgelöst. Vor allem wurden die Interzonenhandelsbesprechun- 
gen vom Westen vorläufig unterbrochen. Die Interzonenhandels- 
beaufiragien verhandeln jetzt ausschließlich über die Beseiti­
gung der neuen östlichen Yerkehrsscliikane.

anrichtet. Die politische Absicht 
wird allzu deutlich, und die 
Mehreihnahmen von 35 Mill. DM 
erscheinen offenbar als ange­
nehmes Nebengeschäft.“

Der Regierende Bürgermei­
ster vertrat die Ansicht,. daß

Die alliierten Oberkommissare 
protestierten beim sowjetischen 
Oberkommissar Puschkin, nach­
dem der Bundestag sie um 
Intervention gebeten hatte. Der 
Bundestag und das Berliner 
Abgeordnetenhaus bezeichneten 
den Pankower Straßenzoll als 
Bruch des Abkommens von 1.949 
nach der Blockade, wo der 
Osten „ungehinderten Inter­
zonenverkehr“ zusagte.

Die neuen Gebühren sind von 
Pankow so hoch festgesetzt 
worden, daß die Absicht, den 
Verkehr zwischen Westberlin 
und Westdeutschland zu behin­
dern, eindeutig klar ist. Das gilt 
vor allem für den Güterverkehr, 
für den die Straßengebühren bis 
zum ISfachen Preis erhöht wur­
den. Lastwagen müssen bis zu 
320 DM für eine Hin- und Rück­
fahrt zahlen. Zu der Begrün­
dung der Volkspolizei, das Geld 
werde für die Instandhaltung 
der von den Westfahrzeugen 
ruinierten Straßen gebraucht, 
sagte Berlins Regierender Bür­
germeister Dr. Suhr:

„Niemand wird behaupten 
können, daß ein Lastwagen, ein 
7,5-Tonner, auch wenn er mit 
Anhänger fährt, auf der Fahrt 
von Berlin nach Helmstedt und 
umgekehrt für 220 DM Schaden

Amerikaner bleiben in Berlin
Berlin (DPA). Der stellvertre­

tende US-Oberkommissar Park- 
man hat versichert, daß die 
Amerikaner bis zur Wiederver­
einigung Deutschlands in Berlin 
bleiben würden. Er erklärte, die 
USA seien entschlossen, in Ber­
lin zu bleiben, um die Freiheit 
der Stadt zu sichern, zu ihrer 
wirtschaftlichen Erholung bei­
zutragen und um für die W ie­
dervereinigung Deutschlands zu 
arbeiten. „Dies ist ein Punkt, 
der nicht oft genug wiederholt 
werden kann; w ir werden in 
Berlin bleiben, bis diese Ziele 
erreicht worden sind,“

man ähnlich wie bei der Ge­
bührenerhöhung von 1951, die 
dann auf dem Verhandlungs­
wege gesenkt wurde, auch dies­
mal „wiederum in zwanzig Ta­
gen“ eine Lösung finden werde. 
Dr. Suhr forderte eine inter­
nationale Kontrolle  für die In­
terzonen-Autobahn.

Der Interzonenverkehr wird 
wie vorher weiter in normalem 
Ausmaß durchgeführt. Die er­
höhten Gebühren werden zu­
nächst durch staatliche Finanz­
hilfe an die Fernverkehrsunter­
nehmen ausgeglichen.

Bewußte Behinderung
D3'. Kein Mensch glaubt den 

sowjctzonalen Machthabern die 
von ihnen gegebene Begrün­
dung für die sehr drastischen 
Erhöhungen der Straßengebiih- 
ren des Interzonenverkehrs. Je­
der Mensch aber ist überzeugt, 
daß diese, neue schwere Be­
lastung für Westberlin eine be­
wußte Schikane wegen der Ra- 
tifizierang der Pariser Verträge 
ist.

Gleichzeitig aber soll sie als 
absichtliche schwere Behinde­
rung des wirtschaftlichen Auf­
schwungs in Westberlin wirken, 
der sich so sichtbar von der im­
mer weiteren Verelendung der 
Bevölkerung der sowjetischen 
Besatzungszone infolge der
kommunistischen Wirtschafts- 
experimente unterscheidet.

Westliche Fachleute haben 
iestgestellt, daß die Zone auch 
nicht im entferntesten das bis­
herige Aufkommen aus den
Straßengebühren tatsächlich für 
den Ausbau der Straßen und 
Brücken verwendet, so daß
diese „Straßenzölle“ jeder w irt­
schaftlichen Notwendigkeit w i­
dersprechen. Der größt,e Teil 
dieser Westmark-Millionen viel­
mehr geht in schwarze Fonds 
für illegale Zwecke.

W ill Moskau etwa —- denn
dort dürfte doch der eigentliche 
Ursprung der Maßnahmen zu 
suchen sein und nicht bloß in 
Pankow — die neuen internatio­
nalen Gespräche über eine kom­
mende Konferenz über die 
Deutschlandfrage mit solchen 
Pressionen beginnen?

Nach Auffassung sowohl West­
berlins als auch der Bundes­

republik und auch der west­
lichen Besatzungsmächte wider­
sprechen die immer noch auf­
rechterhaltenen Reisekontrollen 
an den Zonengrenzen überhaupt 
wie auch die Straßengebühren 
den früher feierlich gegebenen 
Zusicherungen über den freien 
Verkehr der deutschen Bevölke­
rung in ihrem Lande. Was in 
Potsdam vor zehn Jahren als 
Grundsatz festgelegt wurde, 
wurde im Frühjahr 1949 am 
Ende der Blockade in ausdrück­
lich getroffenen Abmachungen 
zwischen den Westmächten und 
den Sowjets erneut bestätigt.

Es konnte darum kaum aus- 
bleiben, daß schon im ersten 
Augenblick des Bekanntwerdens 
der neuen Sperrmaßnahmen die 
westliche Seite nicht nur an sehr 
nachdrückliche Proteste dachte, 
sondern auch an Rückwirkungen 
auf den Interzonenhandel und 
eventuell den Transitverkehr 
der Sowjetzone nach Westen.

Heute schon ist erkennbar, 
daß die psychologischen und 
unter Umständen politischen 
Beaktionen dessen, was seit 
dem 1. April im Verkehr 
zwischen Westberlin und der 
Bundesrepublik geschieht, in 
der ganzen Welt größer zu wer­
den scheinen, als die östliche 
Seite es sich in ihrer manchmal 
naiven Primitivität des Spielens 
mit dem Recht einbildet.

Und wer es noch nötig hat, 
der kann jetzt über die wunder­
bare Harmonie zwischen den ge­
samtdeutschen Phrasen und den 
gesamtdeutschen Taten der 
kommunistischen Diktatur nütz­
liche Betrachtungen anstellen. ,



Aktivität um Viererkonferenz
B e ra tu n g en  in  vo llem  G ange — Z iel: W ied erv e re in ig u n g
London /  W ashington (DPAy 

A P). D er  britische P rem ierm ini­
ster  Churchill un d  der am erika­
nische A ußenm inister D u iles b e ­
sch ä ftig ten  sich m it den A u s­
sich ten  fü r das Zustandekom m en  
einer V ierm ächtekonferenz. Aus 
den beiden  E rk lärungen is t  zu  
entnehm en, daß eine derartige  
K onferenz von den W estm äch­
ten  zwar m it a llem  E rn st vor­
b ereite t w ird, daß jedoch m it 
ihrem  Zustandekom m en e rst in  
e in ig en  M onaten zu rechnen is t .

A ußenm inister D u ile s , der vor  
dem  A ußenpolitischen A usschuß  
des Senats die A nnahm e der 
P ariser V erträge befürw ortete, 
erk lärte, das H auptziel der am e­
rikanischen P o litik  se i nach  
w ie  vor d ie  W iederverein igung  
D eutsch lands und der Abschluß  
eines deutschen F riedensvertra­
ges. P räsid en t Eisenhow^er 
dränge daher auf e ine K onfe­
renz der Großmächte.

Zunächst müsse jetzt die Po-

In den Niederlanden sind die 
Vorbereitungen zu den Feiern, 
mit denen die Befreiung von der 
deutschen Besetzung vor zehn 
Jahren begangen werden soll, in 
vollem Gange.

Das Land hat an den poli­
tischen und wirtschaftlichen Fol­
gen des letzten Krieges lange 
und schwer tragen müssen. Die 
Zerstörung der Schleusen und 
Deiche hatte zur Folge, daß 
ein Zehntel des Ackerlandes 
überschwemmt wurde. Vierzig 
Prozent der industriellen Kapa­
zität waren außer Funktion ge­
setzt.

Am 1. Februar 1953 wurde 
das kleine Land dann noch ein­
mal von einer schweren Über­
schwemmungskatastrophe heim­
gesucht. Es hat auch diesen 
Rückschlag überwunden.

Die Holländer haben aller­
dings in den vergangenen Jah­
ren den Riemen eng schnallen 
müssen. Sie nahmen die Steuer­
erhöhungen der Regierung 
ohne viel Murren hin, nachdem 
sie unmittelbar nach dem Ein­
marsch der Alliierten mit dem 
Wiederaufbau begonnen hatten.

litik der Westmächte auf einen 
Nenner gebracht und die Tages­
ordnung ausgearbeitet werden. 
Die gegenwärtigen Vorbespre­
chungen seien nichts weiter als 
„Gespräche über mögliche Ge­
spräche“. Eine Ratifizierung der 
Pariser Verträge würde auf 
jeden Fall Ost-West-Bespre- 
chungen erfolgversprechender 
machen.

W ashington  (A P). D er am eri­
kanische Senat h a t nach einer  
nur kurzen D eb atte  d ie R atifi-’ 
zieru ng der P ariser  V erträge  
m it 76 gegen  zw ei Stim m en g e ­
b il lig t. Gegen d ie  R atifizierung  
stim m ten nur zw ei R epublika­
ner.

Die USA sind nach der Bun­
desrepublik, Großbritannien, 
Frankreich und Italien das 
fünfte Land, das die Ratifizie­
rung der gesamten Verträge ab­
geschlossen hat.

M it H ilfe von Marshallplangel­
dern, deren Zuweisungen Insge­
samt etwa eine Milliarde Dollar 
betrugen, wurden neue Indu- 
striewerke errichtet.

In  den Kontoren und moder­
nen Fabrikhallen, in den Häfen 
und an den Ladekais vollzieht 
sich heute tagtäglich unauffällig 
das holländische Wirtschafts­
wunder. Mehr als 1300 Handels­
schiffe mit 3,2 Millionen Brutto­
registertonnen befahren wieder 
die Weltmeere. Die Produktion 
ist gegenüber den Vorkriegsjah­
ren um sechzig Prozent gestie­
gen. Sogar die Landwirtschaft 
hat trotz einer Verringerung 
ihrer Anbaufläche durch indu­
strielle Anlagen ihre Erzeugung 
um neunzehn Prozent steigern 
können. Der Export hat sich 
mehr als verdoppelt.

Die wirtschaftliche Gesundung 
verdankt Holland zu einem gro­
ßen Teil auch dem sozialen 
Frieden und einer wohlausge­
wogenen Regierungspolitik. Die 
christlich-soziale Koalitionsregie­
rung hat das Staatsschiff mit 
vorsichtiger Hand durch alle 
Fährnisse geführt.

Atom-Explösionen
L as V egas (AP/DPAö. A uf 

dem  am erikanischen Atom -V er- 
suehsgelände in  der W ü ste  von  
N evada w urden  zum  erstenm al 
zw ei A tom bom ben an einem  
T age erprobt. D ie  erst«  A tom ­
bom ben - E xp losion , d ie  anf 
einem  Turm  au sgelS st wurde* 
war eine der b ish er stärksten . 
D er L ichtsch ein  w ar noch in  
Salt L ake C ity, 580 km  nord­
östlich  der V ersuchsstelle , z a  
sehen.

D er Außenpolitisch© A usschuß  
des U S-S en ats hatte  m it 13 g e ­
gen  eine Stim m e der R atifizie­
rung der P ariser  V erträge zu­
gestim m t.

D en  H aag (A P /D P A ). D ie  
zw eite  Kam m er des h o llän d i­
schen P arlam en ts hat nach zw ei- 
tä g ig erD eb a tte  d ie  R atifizierung  
der P ariser  V erträge m it großer  
M ehrheit g eb illig t . V on den  
71 A bgeordneten  stim m ten  nur  
d ie  sechs K om m unisten  geg en  
d ie  V erträge; 23 A bgeordnete  
en th ielten  sich  der Stim m e. D a ­
m it steh t in  H olland nur noch  
d ie  Z ustim m ung des Senats  
aus.

B rü sse l (D PA ). D er A usw är­
tig© A usschuß des b elg isch en  
Senats hat m it 13 gegen  zw ei 
Stim m en b e i drei E nth altu n gen  
d en P ariser  V erträgen zu ge­
stim m t.

US -Anleihe für Italien
B om  (D P A /A P ). D er  P rä s i­

dent der W eltbank, E ugen  
B lack, h a t den  g egen w ärtig  in  
d en P S A  w eilenden  ita lien ischen  
Staatsm ännern Scelba und Mar- 
tin o e in e  A nleihe in  H ohe Ton 
70 M ill. D ollar zngesiehert.

Die Anleihe, die dritte inner­
halb von zwei Jahren, soll zur 
Finanzierung industrieller Vor­
haben und zum Ausbau des 
Elektrizitätsnetzes in Süditalien 
dienen.

Lok - Weltrekord
E in e  elektrisch e L okom otive  

der französischen Staatsbahnen  
hat den nur e in en  T ag a lten  

W eltrekord fü r L okom otiven g e ­
brochen. S ie  erreichte eine Ge­
sch w ind igk eit von 331 Stunden­
kilom eter. Am  T ag zuvor hatte  
eine serienm äßige E lektroloko­
m otive 320 Stundenkilom eter  
erreicht.

Holland — nicht mehr in Not
A u c h  d o r t  W ir t s c h a f t s w u n d e r

Ratifizierung inUSA,Holland,Belgien



Joliot-Curie fühlte sich blamiert
K P » S t r e i t  u m  A t o m b o m b e «  —  D a s  n e u e  D o g m a

Wien, Anfang April (Eigenbericht). Ein schwerer Meinungs- 
konflikt über die Gefahren eines Atomkrieges ist jetzt infolge 
der unterschiedlichen Beurteilung dieses entscheidenden Pro­
blems durch Malenkow im Vorjahr und durch Molotow im. 
vergangenen Monat zwischen dem Präsidenten des kommu­
nistisch gesteuerten Weltfriedensrates, dem französischen 
Atomwissenschaftler und Nobelpreisträger Joliot-Curie und dem 
Generalsekretär der Kommunistischen Partei Frankreichs, Mau­
rice Thorez,, als Verfechter des neuesten Moskauer Dogmas 
entstanden.
Am 13. März hatte Malenkow 

vor dem Obersten Sowjet er­
klärt, daß „ein neuer Weltkrieg 
angesichts der modernen Mittel 
der Kriegführung das Ende der 
Weltzivilisation bedeutet“ , und 
seitdem bildeten diese Worte 
die Grundlage für die kommu­
nistische Propaganda gegen die 
im Besitz der Westmächte be­
findlichen Atomwaffen. Beson­
ders Joliot-Curie als anerkann­
ter Wissenschaftler und Vor­
kämpfer kommunistischer Ideen 
hatte im Anschluß daran durch 
das Büro des in Wien residie­
renden Weltfriedensrates diese 
Linie vom Untergang der W elt­
zivilisation durch die Atomwaf­
fen weiterentwickeln lassen. ^

Molotow erklärte nun im Fe­
bruar 1955 unmittelbar nach Ab­
setzung Malenkows, ebenfalls 
vor dem Obersten Sowjet, plötz­
lich etwas ganz anderes. Er 
sagte, im Falle eines Atomkrie­
ges werde nicht die W eltzivili­
sation untergehen, sondern „un­
tergehen wird vielmehr das ka­
pitalistische System, das sich 
überlebt hat.“ Das entsprach 
völlig der alten kommunistischen 
These gegen den Pazifismus und 
zugunsten jener „gerechten 
Kriege", durch die der Bolsche­
wismus die Weltherrschaft er­
ringen will.

Sofort mußten natürlich die 
kleinen Unterführer der auslän­
dischen kommunistischen Par­

teien diesem veränderten Kurs 
Moskaus folgen. Als erster ge­
horchte der Franzose Maurice 
Thorez, Er wandte sich gegen 
die „Übertreibungen von den 
schrecklichen Wirkungen, der 
Wasserstoffbombe“, wie sie ge­
rade vom Weltfriedensrat unter 
Leitung Joliot-Curies bisher be­
sonders e ifrig verbreitet wur­
den, um Angst und Panik im 
Interesse der kommunistischen 
Sache zu verbreiten. Maurice 
Thorez lehnte diese „apokalyp­
tischen Visionen“ entschieden ab.

Dadurch fühlte sich allerdings

der stets als kommunistisches 
Aushängeschild herausgestellte 
Nobelpreisträger Joliot-Curie 
so arg blamiert, daß er einen 
Brief an Thorez schrieb. Darin 
stellte er fest, bisher sei es doch 
gerade das Hauptargument der 
kommunistischen Parteien ge­
wesen , im Gegensatz zu den 
letzten Äußerungen aus Moskau 
die Wasserstoffbombe als die 
absolut^ Zerstörungswaffe für 
den Planeten Erde hinzustellen. 
Er verstehe danach nicht mehr, 
was man wolle.

Das wird jedoch Joliot-Curie 
und anderen kommunistischen 
Parteiführern wie Jacques Du­
clos, die alle bisher ihre Atom­
propaganda auf das Malenkow- 
Wort eingestellt hatten, recht 
wenig nützen. Dem Wissen­
schaftler Joliot-Curie wird nur 
übrigbleiben, statt auf sein Ge­
wissen, auf das er sich bisher 
stets mit großer Leidenschaft 
berief, besser auf die Stimme 
seiner sowjetischen Herren zß 
hören.

59Glanz44 der Planwirtschaft
S t im m e n  s o w je t z o n a le r  B lä t t e r

„Besonders rege im Einfuhren 
sowjetischer Neuerermethoden 
sind die Kolleginnen im Kon- 
sum-Textilkaufhaus in Birken- 
werder. Nach dem Vorbild des 
sowjetischen Neuerers Popatow 
haben sie alle Säulen des Ver­
kaufsraumes mit den neueinge- 
troffenen Stoffen bespannt, um 
eine genaue Übersicht, der am 
Lager vorhandenen Stoffe zu 
geben. Ein Schild gibt Stoff­
breite und Preis je  Meter an. 
Diese Arbeitsmethode findet bet 
den Käufern großen Anklang, 
denn ohne viel zu fragen, kann 
sofort die Auswahl getroffen 
werden. Ausgestanzte Schablo­
nen, die an den Säulen befestigt 
sind, ermöglichen dem Käufer,

Jugendweihe mit Tanz
Berlin (epd). Nach Meldungen 

aus Erfurt, wo die ersten 
Jugendweihen am Ostersonntag 
stattfinden, soll der Vorabend 
durch Gesang, Spiel und Tanz 
begangen und „Friedensfeuer“ 
angezündet werden. In Mühl­
hausen veranstaltet die FDJ für 
die Teilnehmer an der Jugend­
weihe ebenfalls am letzten Tag

desder Karwoche ein „Fest 
Liedes und des Tanzes“ .

Verschleppter heimgekehrt
Berlin (AP). Nach zehnjähri­

gem Zwangsaufenthalt in der 
Sowjetunion ist der Ordinarius 
für physikalische Chemie an der 
früheren Technischen Hoch­
schule Berlin, Professor Dr. Max 
Vollmer, jetzt nach Potsdam- 
Babelsberg zurückgekehrt.

sich vorzustellen, wie das fer­
tige Kleid aussehen wird. Auch 
die Arbeit der Verkäuferinnen 
wird erleichtert, da das Wälzen 
vieler Stoffballen wegfällt.“

(„Märkische Volksstimme“ 
Nr. 71)

„Ostern steht vor der Tür, 
das merkt man überall an den 
Schaufenstern in der Stadt. Die 
HO verkauft zu diesem Fest 
Steinskulpturen in Form, von 
Hasen, Hennen usw. Seltsamer­
weise werden diese Steinbrocken 
in den Lebensmittelabteilungen 
unter der Bezeichnung »Persi­
pan' verkauft. Auf die Frage an 
die Verkäuferin, wie alt diese 
Tiere denn seien, wurde uns die 
Antwort: .Diese Sachen sind 
noch vom vorigen Osterfest!1

Nun bin ich der Meinung, 
daß selbst ein Persipanhase 
nach einjähriger Lagerung nicht 
mehr zu genießen ist, schon gar 
nicht zum Preis von 0,45 bis 
1,65 DM. Wenn das Getier aber 
unbedingt verkauft werden soll, 
dann nur mit einem Warnschild: 
Achtung! Diese Ware darf nur 
von Leuten mit Eisenzähnen 
gekauft werden!“

(„Schweriner Volkszeitung“ 
Nr. 71)



W ied er zw e i „Prom inente“

Berlin (AP/DPA). W ieder flüchteten zwei 
prominente Zonen-Funktionäre. Es sind 
der bisherige Hauptreferent im Amt für 
Kirchenfragen der Sowjezonen-Regierung, 
Walter Freund, und der Redakteur für 
Gewerkschaftsfragen des kommunistische» 
Ostberliner Gewerkschafts-Organs „T ri­
büne“ , Hans-Joachim Nikolai (SED).

Freund galt als einer der engsten M it­
arbeiter des stellvertretenden Sowjetzonen« 
Ministerpräsidenten Nuschke. Er war im 
Herbst vergangenen Jahres kommissarisch, 
mit der Leitung des Amtes für Kirchen­
fragen betraut worden, als der damalige 
Amtslefter Enke seinen Posten zur Ver­
fügung stellte. Freund soll in letzter Zeit 
in zunehmendem Maße Differenzen mit 
anderen Dienststellen gehabt haben.

Nikolai befürchtete seine Verfolgung 
durch den Staatssicherheit^dienst, da seine 
Arbeit in den letzten Wochen angeblich 
wiederholt als „nicht der Parteilinie ent­
sprechend“ kritisiert worden war.

„Ich  gebe au!"

A l tes russisches Sprichwort sagt: 
„Geld liegt auf der Straße!"

Berlia (AP). Ein sowjetischer Offizier 
erschien mit einer Frau im britischen 
Armee-Laden in Westberlin, legte seine 
Pistole auf den Ladentisch und erklärte 
dem erstaunten Verkäufer: „Ich gebe auf“ . 
Er und die Frau wurden sofort in Ge» 
wahrsam genommen.

Wo man singt.
Der Volksmund irre nicht, so 

sagt man allgemein. Aber seine 
sprich wörtliche Weisheit „W o 
man singt, da lasV dich nieder, 
böse Menschen kennen keine 
Lieder“ scheint zumindest heute 
in einem Teil Deutschlands an 
Weisheitswert eingebüßt zu 
haben. Diese Erfahrung jeden­
falls mußten mehr als zweihun­
dert Dirigenten und Chorleiter 
aus Westberlin und der Bundes­
republik machen, als sie sich 
jetzt nach Eisenach zu einem 
„ersten deutschen Chorkongreß“ 
einladen ließen. Es galt dort, 
ein „gesamtdeutsches Sänger­
treffen auf der Wartbürg“ vor­
zubereiten.

Aber es wurde nicht disku­
tiert, welcher Einzugsmarseh 
etwa zum edlen Sängerwettstreit 
auf der Wartburg geblasen 
werden solle. Die freundlichen 
Gastgeber hatten eine andere 
Vorstellung von Sängerbünden 
und Volksliedern, als ihre Gäste

offenbar vermuteten. Dia roten 
Barden sprachen nicht nur eine 
andere Sprache, sie sangen auch 
anders, allenfalls noch nach den 
gleichen Noten.

Sängerbünde dienen nicht 
etwa geselligen und künstleri­
schen Zwecken, sondern sind 
„Waffen des Volkes“. Das Volks­
lied ist „ein Produkt der unter­
drückten Klasse“, und deshalb 
gab der Kongreß, so meinte 
Sowjetzohen-Nationalpreis träger
Prof. Koch, Anlaß, sich mit der 
wegen der „Pariser Verträge 
entstandenen Kriegsgefahr“ zu 
beschäftigen. M it dem Lied 
„Vom berühmten Traktoristen“ 
lieferte ein FDGB-Chor die Be­
gleitmusik.

Den Eisenacher Gästen war 
das gar nicht recht. Sie prote­
stierten sogar, aber stimmten 
doch mit großer Mehrheit einer 
Resolution zu, in der es heißt: 
„Unsere deutschen Lieder yei-

Diplomat bat um Asyl
Frankfurt/M, (DPA). Um poli­

tisches Asyl bei der britischen 
Regierung hat der ehemalige 
tschechische Handelsattache in 
Damaskus, Sedlaeek, der in 
Frankfurt/M. mit seiner Frau 
und seinem fünfjährigen Sohn 
eintraf, gebeten. Als Grund für 
seine Flucht gab er an, daß sein 
Sohn einmal in einer W elt der 
Freiheit aufwachsen solle.

binden uns untrennbar, unser 
gemeinsames Lied ist gleichzei­
tig ein gesamtdeutsches Ge­
spräch.“ — Aber bitte ohne 
Politik und ohne kommunisti­
sche Zwischentöne. Sonst könnte 
es Dissonanzen geben und pas­
sieren, daß die westdeutschen 
Sangesfreunde von der W art­
burg Abschied nehmen müssen, 
unter dem Motto: „So leb denn 
wohl, du stilles Haus, w ir ziehft 
betrübt von dir hinaus . .



USA-Gasispiel der Philharmoniker
E i n  g r o ß e r  E r f o l g  —  E in d r u c k s v o l l e s  u n d  S e l t s a m e s

D ie  B erlin er Ph ilharm oniker sin d  von ihrer G astsp ielreise  
durch USA un d  K anada zurückgekehrt. Aus ihren  Berichten  
ebenso w ie  aus B riefen , d ie  s ie  von d ieser B e ise  schrieben, 
sprich t d ie  B ew u nderung üb er das B unte, A ndersartige des 
am erikanischen A lltagslebens.

Dazu gehört vor allem der 
enorme Verkehr. In  Chikago 
gab es auf diesem Gebiet ein 
Erlebnis eigener Art. Die Auto­
busse der Berliner Philharmoni­
ker wurden in allen Großstäd­
ten von einem motorisierten

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den lun d .rt dieses 
Blattes an das Postschließfach 
Nr. 58 nach Beriin-Charletten- 
burg ü mitzuteilen.

Policeman vom Stadtrand bis 
zum Hotel geschleust. In  Chi- 
Icago waren es nun gleich fünf 
Uniformierte auf Motorrädern, 
die sich mit schrillem Sirenen­
geheul und einem Tempo von 
etwa 60 Meilen (nahezu 100 km) 
an die Spitze der Autobusse 
setzten und auf diese Weise den 
gesamten Verkehr der Millionen­
stadt in Kürze lahmlegten: alle 
Wagen und Fußgänger mußten 
die Philharmoniker passieren 
lassen, während diese, sozu­
sagen mit behördlicher Erlaub­
nis, sämtliche Verkehrsampeln 
überfuhren.

Die Konzerte in der wunder­
baren Orchestra Hall ln Chi- 
kago waren restloä ausver­
kauft. Die Logen des ersten 
Ranges, mit je  fünf Plätzen, 
wurden zu hundert Dollar ver­
kauft, wobei ein Aufschlag zu­
gunsten der Krebsforschung er­
hoben wurde: ein echt amerika­
nischer Einfall.

Was auf das Orchester überall 
besonders starken Eindruck 
machte, sind die Konzertsäle.

Die meisten amerikanischen 
Konzerthäuser sind akustisch 
geradezu großartig, wenn auch 
für deutsche Begriffe etwas 
groß, denn sie haben ein Fas­
sungsvermögen von 3500 bis 
4000 Personen. Selbst kleinere 
Städte, wie die Universitäts­
stadt Bloomington, verfügen 
über Säle, die so schön sind, 
„daß man nur den Wunsch hat, 
den ganzen Saal einzupacken 
und nach Berlin hinüber zu 
transportieren".

In  Montreal war keiner der 
vorhandenen Säle groß genug, 
tim die interessierte Menge der 
Besucher aufzunehmen. Die 
Philharmoniker mußten daher 
in der Eishockey-Halle spielen, 
die für den Abend eigens um­
gebaut und mit besonderen 
Schailwänden versehen wurde. 
Auch dort war der Erfolg groß; 
und über den Abend in Boston 
schrieb Cypros Dorgins im 
„Boston Globe“ : „Der enthusia­
stische Empfang war mehr als 
berechtigt. Die Leistungen des 
Orchesters machten einen über­
wältigenden Eindruck auf das 
Publikum.“ Darauf können un­
sere „Berliner“ besonders stolz 
sein. Denn . Boston besitzt be­
kanntlich das berühmteste Or­
chester Amerikas und gilt als 
musikalisch besonders an­
spruchsvoll.

Kirchliche Kontakte zur CSR
B e g e g n u n g  e v a n g e l i s c h e r  C h r i s t e n

Eine Delegation der Evange­
lischen Kirche in Deutschland 
hat eine zehntägige Besuchs­
reise durch die Tschechoslowa­
kei unternommen. Nach einigen 
Tagen Aufenthalt in Prag ver­
teilten sich die Teilnehmer über 
das ganze Band und predigten 
in zahlreichen Orten in regel­
mäßig überfüllten Kirchen. 
Außerdem wurden Vorlesungen, 
gehalten, Altersheime besichtigt, 
an Pfarrkonventen und staat­
lichen und kirchlichen Empfän­
gen teilgenommen.

Als sehr eindrucksvoll wurde 
unter anderem eine Begegnung 
mit der polnischen Lutherischen 
Kirche in Teschen bezeichnet. 
An einem gemeinsamen Gottes­
dienst nahmen über 1500 arbei­
tende Menschen teil. Aucht'eine 
Begegnung mit der Deutschen 
Gemeinde, bei der es sich vor 
allem um böhmische Rücksied­
ler aus Deutschland und 
Deutsche aus Mittel- und Ober­
schlesien handelte, fand in 
Marienbad statt.

W ie die Teilnehmer der Dele­

gation bei ihrer Rückkehr er­
klärten, sei die von den evange­
lischen Kirchen der Tschecho­
slowakei ausgesprochene Einla­
dung nicht aus irgendwelchen 
politischen Gründen erfolgt, 
sondern der Besuch sollte dazu 
dienen, das Vertrauen zwischen 
den Kirchen zu stärken und die 
Verbindung zu festigen und zu 
pflegen. Die Bevölkerung der 
Tschechoslowakei habe diesen 
Besuch besonders dankbar emp­
funden.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  am K o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd­

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

SSO, herhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.
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